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.. An: f r· a. g e b a a n t w 0 r tun g 

Die .Anf~~ der Abe;.L u d w i g und Genossen; betreffend dia HandhabtUlg 

der J3estimmungen über die gerichtliche Untersuchungsha.ft., wird Von :Bundes" 

~ftister für Justiz DroT s c h ade k wie folgt beantwortet, 

. Zu PwUtt ]; der Anfrage (Ist dem Herrn Bundei;mlini$ter für Justiz bekannt, 
dasil auch dann, wenn· die Vorausset~ungen des § 175 "~,,,.2. StPO. ganz offankun­
d1€nieht gegeben sind, dia Raft gewohnheitsmässig nicht nur wegen Ver&b"; 
redungsgefahr, sondern auch wegen Fluchtgefahr verhängt wird?): 

Die Verhä.ngung der Untersuchungshaft erfolgt stets' durch das Gerioht, 

Ud zwar in dar Regel durch den Untersuchungsrichter. Gegen seine Entschei­

dung steht d.em Verhaf'tetan dia Beschwerde an die Ratskammer (§ 113 Stpo.)· 

und gegen deren Entseheidung die weitere Besohwerde an den Gerichtshof 

tI.Instanz offen (§ 114 StPo..). 
Die Verhängung der Raft und die'Begründung des darauf abziel~nden B~ 

seklusses,demnach a.uch die Heranziehung eines bestimmten Haftgrundes. 1st 

1ft alleh Instanzen aus,schliesslich Gegenstand einer riohterlichen Entschei~ung __ 

1>.41& R~ehter in Ausübung ihresrichterliohen Amtes unabhängig sind. (Art.8l 
Ab •• l ~VG.), bin ich nioht in der Lage, den ersten Punkt der Anfrage 

•• 2:1 torisch zu beantworten~ Eine solche Erkläru~ würde eine unzulässiae 

kdtik der Strafrechtspflege durch die Justizverwaltung d"arstellen, aueh 

kÖlmte in. einersolohen Äusserung eine versteckte Weisung, somit der Versuch 

elfterlCabinettsjustiz erblickt werden.' " 

Z~ Punkt 2 und ~ der Anfra~~ (Ist dem Herrn Eundesminister für Justiz 
bekallllt, dass ciiesa 'in den meisten Fällen vollkommen ungerechtfertigte Be­
~n'ung für die Verhängung der Untersuchungshaft nur deswegen ausgesproohen 
,,1rd, um dem Strafgericnte über die zwei- oder ilöchstens dreimoriatliohe Frist 
t\iF d.ie Haft weg.en Vera.bredungsgefahr hinwegzuhelfen und es zu ermtsglichen, 
dass die Untersuchung unter Missachtung dieser Bestimmungen in aller Behag­
l1ebkeit und ohne die geringste Rücksicht auf die Menschlichkeit B~ange 
du;r-chgeführt werden kann, als dies dem Staatsanwalt und Untersuchungsriohter 
CellGhm ist? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Justiz bekannt, d~ss die Strafgeriohte 
slch bei der Handhabung der Untersuchungshaft gewohnheitsmässig und offen­
mn«lig zu ihren eigenen 13l3griindungen dadurch in Widerspruoh set~en, dass 81e 
~&elmässignach Abschluss der Vorunters~chungJ die oft länger als ~~Jahr 
(lauert, die Haft aufheben, und. zwar nicht, weil die Voraussetzungen ~'des § 115 
A)s.2StPO. sich gegenüber den bisherigen Verhältnissen irgendwie geändert 
bitten, sondern einfaoh deswegen, weil die Untersuchung nunmehr unter MiSS" 
aoh'iung der Fristen des §190 StPO. in aller Ruhe zu Ende geführt worden 1st?)1 

A~s dengleiohe:n Gründen bin ich auch nioht in der Lage, diese Punkte 

der Anfrage zu beantworten~ 
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Zu Punkt 4 der Anfra~ (Rat der Herr Bundesminister für Justiz 
s1chüberzeugt,. in welohem Perzentsatz der Fälle ein aus der Untersuchungs'" 
b.a.tt entlassener Besohuldigter sich·der Verfolgung durch Fluoht entzog? 
Rochttertigt die z1ffernmäasig jedenfalls sehr geringfügige Gefahr, dass 
ein Beschuldigter sich der Verfolgung durch Flucht entzi.eht~ den bedeutenden 
Aufwand ~ Kosten und Verstöseen geg;en die Menschc1nrecb.te, der durch die 
gewohnhei tsmässige Vj3rhängung einer ungerechtfertig"iJen Raft wegen Flucht-
Befahr ~ntsteht?)l . 

Ich habe mich bisher nicht dayon überzeugt, in welchem .. Ausmase 

lieh aus der Untersuchungshaft entlassene Besohuldigte der Verfolgung duroh 

die Flucht entzogen haben!ll mld ich beabsichtige auch nicht, eine derartige. 

Unt~r8uchung anzustel1e1l4 Die Gründe, die einen wegen Fluchtgefa~r in Haft 

genomtnenen, späte.r jedoch aus der Untersuchungshaft entlassenen Beschuldigten 

veranlassen, nicht zu fliehen~ können sehrverschiadennrtig sein. Ausserdem 

wUrde das yon den Herren anfragenden Abge~rdneten offenbar erwartete Ergebnis, 

da~s nämlioh nur 1n ganz seltenen Fällen ein aus de~ Untersuchungshaft ent-

- lasaener Besohuldigter sich der weiteren Verfolgung durch die Flucht entZieht, 

höchstens beweisen,das:i3 die Gerichte bei der Prüfung;o'B eine Enthaftung 

m8glich ist, sehr sorgfältig vorgehen und einen Beschuldigten nur dann aus 

q,er Baft entlassen, wenn nach Lage des Ei.nzelfalles eine Fl'Uchtgefahr für dia 

Zukunft tatsächlich ~ohtmehrgegebenist~Ein solches Ergebnis würde aber 

keineswegs beweisen, dass bei der von den Herren Anfragest~llern geforderten 

milderen EntllaftungspraxisdieZa,hI <der Ii'J.uchtfälle gl~ich geripg.bleiben 

Würde. 
. " .... .... .·Zu Punkt· 5 ~2~fi~e {Welc)1e Massl'lahmen· gedenkt 'der Herr J3Undes-
~Jlist~~ für Justizammwendenf'Uffi rlieWiederherstell'Ung des ges,etzlichen Zu-
,stand~s au~dengena.nnten ~bieten zuermögli.chen?): . 

Wenn esauchnachderil. Gesagtenmir al:i oberstem Chef der Justiz" 

verwaltung gar nicht möglich ist, zu den E'ragen der Herren Interpella.nten 

St.,ll~ ~u nehmen oder gar Mass~ahmenzu de:r nach ihrer Meinung notwendigen 

"Wie4erheJ:"steliungd~s geset~lichenZustan~es auf dtm genannten Geb,ieten" 

~u ergreifen,so bin_ich dQch bereit, den Inhalt der Anfrage sowie meiner 

Antra.gebeantwörtung den mir unterstellten Anklagebehörden mitzuteilen und. 

dieseJl, Anlass zu benützen, um sie anzuweisen, bei den An~rägena.uf Verhängung 

der urit~rsuchungshatt oder· Aufhebung einer sol. ehen H~ft g~nau zu prüfen, ob 
'. ,.' . '.' .". . "". '-'.' . 

die - auch na.ch Mei.nung der Herren Interpellanten durchau~ ~ntsprech~nd ge<-

regelten - Voraus:i3etzungen derStrafprozess~rdnung hiefür erfüllt sind oder 

nicht. 
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Dieser Erla$$ des Justizministeriums hattolgen"den Wortlaut: 

"!Gplbl1k österreioh 

Bunde.ministerium für Justiz 

11.805 ... 9/52 

An alle 

Oberstaatsanwaltsoha.ften 

Betritft: A.nfrage der Abgeordneten Lud w i g und. Genossen (öVP) I 

betreffend Handhabung der Bestimmungen über die gerichtliche 

Untersuohungshaft. 

Die Herren Abgeordneten zum Nationalrat Lud w i g, B run n e ~, 
Gei S 8 1 i n B e r und Genossen haben an mich die in Abschrift ang&SObloS8eW 

Ba Antrage betreffend Handhabung der Bestimmungen über die geriohtliohe 

Untersuchungshaft gerichtet (Beilage A). Die von mir erfolgte Anfragebeant­

wortung ist gleiohfalls in Absohrift angeschlosser.. . (Beilage B)o 

Die Oberstaatsan-val tsohaften werden aUs diesem Anlass ersuoht, 

die unterstellten staatsanwaltschaftlichen Organe anzuweisen, bei ihren 

.Anträgen auf' Verhängung oder Aufhebung der Untersuchungshaft im Einzelfal.l 

genau zu prüfen, ob die in der Strafprozessordnung hiefür bestimmten 

Voraussetzungen vorliegen oder nicht~ 

Der Bundesministerl 

T sc h ade k " 

.... -.-.-... 
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